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Verblendung in Wunsiedel
Das Bundesverfassungsgericht zur 
Meinungsfreiheit von Nazis

1	 BVerfGE 124, 300.

Das Wunsiedel-Urteil1 des Bundesverfassungsgerichts vom 4. November 2009 er-
innert stark an einen schwedischen Bestsellerroman. Zumindest hat es alle erfolgsver-
sprechenden Elemente: Eine Leiche, eine gefährliche im Untergrund der Gesellschaft 
agierende Organisation, die versucht die Weltherrschaft an sich zu reißen, einen 
ohnmächtigen Staatsapparat, der nicht in der Lage ist dem Treiben Einhalt zu gebieten, 
einen Protagonisten, der um das Böse zur Strecke zu bringen sich nicht immer an das 
geschriebene Gesetz hält, sowie eine abstruse Verschwörungstheorie, die bis heute ihre 
Anhängerschaft findet. Bereits die ersten Zeilen des ersten Leitsatzes – § 130 Abs. 4 
StGB ist auch als nichtallgemeines Gesetz mit Art. 5 Abs. 1 und 2 GG vereinbar – verraten 
den zunächst völlig abwegig scheinenden Ausgang der erfolgreichen Fortsetzungs-
reihe zur Meinungsfreiheit und obwohl der Ausgang der Geschichte bereits nach den 
Leitsätzen feststeht, ist das Spannende an den nachfolgenden Zeilen der Weg mit all 
seinen Wendungen, der zu diesem Ausgang führt.� VON MICHAEL LIPPA

Prolog
Bereits seit 1988 meldete der Rechts-Anwalt Jür-
gen Rieger jährlich wiederkehrend einen Marsch 
»Zum Gedenken an Rudolf Heß« zu dessen Grab 

im oberfränkischen Wunsiedel an, zuletzt unter 
dem Motto: »Seine Ehre galt ihm mehr als die Frei-
heit«. Jährlich versammelten sich tausende Neo-
nazis aus ganz Europa. Bis ins Jahr 2004 konnte 
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die Veranstaltung aufgrund der fehlenden Gefahr 
für die öffentliche Sicherheit und Ordnung nicht 
nach § 15 Abs.  1 Alt.  1 Var.  2 VersG verboten wer-
den. Auch eine inhaltliche Auflagenerteilung sei-
tens der Behörden schied aus, da sie einem Ver-
sammlungsverbot gleichgekommen wäre und somit 
das Verbot ausnahmsweise mal ein milderes Mit-
tel im Vergleich zu einer Auflage dargestellt hätte. 
Zum 1. April 2005 führte also der Gesetzgeber die 
Vorschrift des § 130 Abs. 4 StGB2 ein, die mit Frei-
heitsstrafe bestraft,

»wer öffentlich oder in einer Versammlung den öf-
fentlichen Frieden in einer die Würde der Opfer ver-
letzenden Weise dadurch stört, dass er die national-
sozialistische Gewalt- und Willkürherrschaft billigt, 
verherrlicht oder rechtfertigt.«

Zudem ging dem Gesetz eine Meinungsstreitig-
keit des OVG Münster und des Bundesverfassungs-
gerichts voraus. Ersteres hatte regelmäßig behörd-
liche Versammlungsverbote für rechtsradikale 
Aufmärsche in Nordrhein-Westfalen, unter Hin-
weis auf eine Gefahr für die öffentliche Ordnung 
und der Herleitung einer verfassungsimmanen-
ten Schranke der Meinungsfreiheit aus dem anti-
nationalsozialistischem Grundprinzip, bestätigt.3 
Diese wurden ebenso regelmäßig vom Bundesver-
fassungsgericht kassiert.4 Dabei wies das Gericht 
auf seine Brokdorf-Entscheidung aus dem Jahre 
1985 hin, wonach ein Versammlungsverbot als ul-
tima ratio nur auf Grundlage einer Gefährdung der 
öffentlichen Sicherheit und somit also nur im Rah-
men strafrechtlicher Verbotstatbestände gerechtfer-
tigt sein kann.5

Kapitel 1 – Der Tod des Anwalts
Der Beschwerdeführer Rieger verstarb am 29.  Ok-
tober 2009, also eine Woche vor Urteilsverkündung. 
Da Art. 93 Abs. 4a GG bzw. § 90 Abs.  1 BVerfGG 
den subjektiven Schutz der Grundrechte gewähr-
leisten soll, hätte sich die Verfassungsbeschwerde 
mit dessen Tod nach allgemeinem Rechtsverständ-
nis erledigt.6 Wie kam also die Entscheidung den-
noch zustande? Das Bundesverfassungsgericht ver-
wies auf die grundsätzliche Bedeutung der Sache 
im Einzelfall7 sowie die objektive Funktion der Ver-
fassungsbeschwerde das »Verfassungsrecht zu wah-
ren, auszulegen und fortzubilden« und entschied.8 
Kurz zusammengefasst: Wenn eine Verfassungs-
beschwerde bereits eingelegt wurde, liegt es allein in 
den Händen des Gerichts und dessen Argumenta-
tion, ob über sie entschieden wird oder nicht.

Kapitel 2 – Die Freiheit der 
gänzlich Andersdenkenden

»Weshalb denn Meinungsfreiheit, ging es hier nicht 
um eine Versammlung?«, mögen sich einige nun 
fragen. Die Versammlungsfreiheit aus Art. 8 Abs. 1 
GG ist ebenso wie die Meinungsfreiheit aus Art. 5 
Abs.  1 GG ein Kommunikationsgrundrecht. Wird 
also aufgrund einer inhaltlichen Meinung in die 
Versammlungsfreiheit eingegriffen, so muss sich der 
Eingriff, da er in beide Grundrechte gleichzeitig ein-
greift, auch an den wesentlich strengeren Schranken 
der Meinungsfreiheit aus Art. 5 Abs. 2 GG messen 
lassen.

Während § 130 Abs.  3 StGB, der die Behaup-
tung der Auschwitzlüge bestraft, von Anfang an 
keine Chance auf eine erfolgreiche Verfassungs-
beschwerde hatte, da das Gericht bereits in der 
Scientology-Entscheidung feststellte, dass erwiesen 
oder bewusst unwahre Tatsachen aus dem Schutz-
bereich der Meinungsfreiheit herausfallen,9 ver-
hält es sich beim § 130 Abs.  4 StGB anders. Auch 
die Strafbarkeit der Äußerung selbst kann hier nicht 
schon den Schutzbereich des Art. 5 Abs. 1 GG ver-
wehren.10 Da Meinung also durch das Element 
der Stellungnahme und des Dafürhaltens geprägt 
ist,11 ohne dass es darauf ankomme, ob sie begrün-
det oder grundlos, emotional oder rational, wertvoll 
oder wertlos, gefährlich oder harmlos ist,12 fallen 
grundsätzlich auch Handlungen nach § 130 Abs.  4 
StGB unter den Schutz der Meinungsfreiheit. So 
weit, so gut – subsumiert.

Kapitel 3 – Die Allgemeinheit, 
ihre Jugend und Ehre
Art. 5 Abs. 2 GG definiert die Schranken der Mei-
nungsfreiheit und nennt dabei allgemeine Gesetze, 
Gesetze zum Schutze der Jugend sowie das Recht 
der persönlichen Ehre.

Die ständig wiederkehrende Definition für all-
gemeine Gesetze geht auf die Lüth-Entscheidung 
zurück. Allgemeine Gesetze sind demnach solche, 
die »nicht eine Meinung als solche verbieten, die sich 
nicht gegen die Äußerung der Meinung als solche rich-
ten, die vielmehr dem Schutze eines schlechthin, ohne 
Rücksicht auf eine bestimmte Meinung, zu schützenden 
Rechtsguts dienen«.13 Knüpft die Norm aber an Mei-
nungsinhalte an, kommt es darauf an, ob die Vor-
schrift auf den Schutz bestimmter Rechtsgüter und 
nicht gegen eine bestimmte Meinung gerichtet ist. 
Das Rechtsgut muss dann »allgemein und unabhän-

  2	BGBl. 2005 I S. 969.
  3	Vgl. OVG Müns-

ter, NJW 2001, S. 2111; 
S. 2113; S. 2114; 
S. 2986.

  4	Vgl. BVerfGK, DVBl. 
2001, S. 721; S. 1132; 
S. 1133; NVwZ 2002, 
S. 983; NVwZ 2004, 
S. 90; BVerfGE 111, 
147 (156).

  5	BVerfGE 69, 315 (352).
  6	BVerfGE 6, 389 (442); 

12, 311 (315); 109, 279 
(304).

  7	Wie bereits in 
BVerfGE 6, 386 
(442); sogar trotz 
Rücknahme der Be-
schwerde in BVerfGE 
98, 218 (242).

  8	BVerfGE 124, 300 
(318); kritisch hierzu: 
Lepsius JURA 2010, 
S. 527 (529).

  9	BVerfGE 99, 185 (197).
10	Michael ZJS 2010, 

S. 155 (159).
11	BVerfGE 7, 198 (210).
12	BVerfGE 90, 241 

(247).
13	BVerfGE 7, 198 

(209 f.).
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gig davon geschützt sein, ob es durch Meinungsäuße-
rungen oder auf andere Weise verletzt werden kann«.14 
Durch exzessive Auslegung dessen gelangte somit 
das Bundesverwaltungsgericht in letzter Instanz zu 
dem Ergebnis, dass es sich beim § 130 Abs. 4 StGB 
um ein allgemeines Gesetz i.S.d. Art. 5 Abs. 2 GG 
handelt, da es primär auf den Schutz des öffent-
lichen Friedens und der Würde der Opfer ziele.15 
Diesem Trend schob jetzt das Bundesverfassungs-
gericht einen Riegel vor und stellte fest, dass es sich 
hierbei lediglich um ein Indiz für die Allgemeinheit 
des Gesetzes handle.16 Es fehle definitiv an der All-
gemeinheit, wenn nach einer Gesamtschau das Ge-
setz nicht hinreichend offen gefasst ist und sich von 
vornherein nur gegen bestimmte Überzeugungen, 
Haltungen oder Ideologien richtet.17 Ein Muster-
beispiel von einem Sondergesetz also.

Darüber hinaus weitete der erste Senat das All-
gemeinheitserfordernis auch auf die Schranken 
zum Schutz der Ehre und Jugend aus, machte sie 
so weitgehend als eigenständige Schranken obsolet 

und konnte es damit umgehen, eine neue Dogma-
tik zum Ehrschutz aufzureißen. Mit diesem Schritt 
konnte der Senat zugleich das in Art.  3 Abs.  3 S. 1 
Var.  9 GG verankerte Diskriminierungsverbot we-
gen politischer Anschauungen in den Definitions-
bereich des allgemeinen Gesetzes und somit in die 
Schranke(n) des Art. 5 Abs. 2 GG implementierten. 
Damit erklärte er zugleich dessen Spezialität bei 
Meinungsäußerungen gegenüber dem »alten« Dis-
kriminierungsverbot, womit eine eigenständige Prü-
fung von Art. 3 Abs. 3 entfällt.18 Diskriminierungs-
verbot heißt jetzt allgemeines Gesetz, sonst ändert 
sich nix. Kapitel gespart – nächstes bitte!

Kapitel 4 – Antifaschismus und 
das Grundgesetz
Da die Story an dieser Stelle ein jähes Ende gefun-
den hätte, geht das Gericht den Weg über die verfas-
sungsimmanente Schranke und statuiert eine ein-
malige Ausnahme vom Verbot des Sondergesetzes. 
In einleuchtender Argumentation erklärt der erste 

14	BVerfGE 111, 147 (155).
15	BVerwGE 131, 216.
16	BVerfGE 124, 300 

(322).
17	BVerfGE 124, 300 

(323 f.).
18	BVerfGE 124, 300 

(324).
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Senat, das Grundgesetz sei ein Gegenentwurf zu 
dem Totalitarismus des nationalsozialistischen Re-
gimes unter Verweis auf die Art.  1 und 20 GG so-
wie auf die Ewigkeitsklausel des Art. 79 Abs. 3 GG. 
Also doch ein antifaschistischer Grundkonsens der 
Verfassung? Wo liegt dann noch der Unterschied 
zur Literaturmeinung19 und der Rechtsprechung 
des OVG Münster?20 Das Bundesverfassungsgericht 
stellt klar, dass das Grundgesetz kein allgemei-
nes und antinationalsozialistisches Grundprinzip 
kenne.21 Also ein Gegenentwurf, aber ohne Grund-
prinzip – wie ist das zu verstehen? Die Richter 
schränken den Gegenentwurf lediglich auf die na-
tionalsozialistische Gewalt- und Willkürherrschaft 
der Jahre 1933 bis 1945 ein.22 Und um die einmalige 
Ausnahme noch weiter einzuschränken, stellt der 
Senat in der Verhältnismäßigkeitsprüfung des § 130 
Abs. 4 StGB klar, dass das Tatbestandsmerkmal des 
öffentlichen Friedens einer restriktiven Auslegung 
bedarf, damit nicht schon die Meinung als solche 
bestraft wird, sondern erst, wenn sie in eine Rechts-
gutsgefährdung umschlägt. Dabei stellen die Rich-
ter auf die Außenwirkung der Meinungsäußerung 
ab, wonach der öffentliche Friede nur dann gestört 
ist, wenn die Meinung eine Handlungsbereitschaft 
auslöst, Hemmschwellen herabsetzt oder Dritte un-
mittelbar einschüchtert.23

Die Sonderrechtsprechung zur Sondergesetz-
gebung hat wohl verschiedene Gründe: Der Gesetz-
geber erließ mit dem § 130 Abs.  4 StGB ein Son-
dergesetz, das nach der bisherigen Rechtsprechung 
als allgemeines Gesetz juristisch sauber subsumiert 
werden konnte. Sollte nun der Gesetzgeber von der 
Rechtsprechung für etwas abgestraft werden, ob-
wohl er sich an die Vorgaben der bisherigen Recht-
sprechung hielt? Darüber hinaus wäre hier den Na-
tionalsozialisten wieder ein juristischer Sieg gegen 
den Staat gelungen, der nach dem missglückten 
NPD-Verbotsverfahren den Staatsapparat erneut 
machtlos gegenüber dem Treiben der Nazis erschei-
nen lässt. Das Urteil ist keine klare Positionierung, 
sondern stellt einen Kompromiss dar zwischen der 
Garantie des Grundrechts auf Meinungsfreiheit 
und den Staatsinteressen. Wunsiedel wird verhin-
dert, aber nicht Naziaufmärsche generell. Die Mei-
nungsfreiheit für Nazis bleibt bestehen, aber um 
einen historischen Kern beschnitten. Die Rechts-
staatlichkeit in der Auslegung der Allgemeinheit 
von Gesetzen wird wiederhergestellt, auf Kosten 
der Rechtsstaatlichkeit unter Umgehung eines aus-

19	Vgl. Winkler, das frei-
schüßler 2005, S. 18 f.; 
Battis/Grigoleit 
NVwZ 2001, S. 124 f.

20	Vgl. Fn. 3.
21	BVerfGE 124, 300 

(330).
22	BVerfGE 124, 300 

(328).
23	BVerfGE 125, 300 (335).
24	Im Ergebnis auch Lep-

sius JURA 2010, S. 527 
(535).

drücklich grundgesetzlich verankerten Verbots von 
Sondergesetzen.

Das ist zwar juristisch und politisch nicht schön, 
aber immerhin ehrlicher, als die Meinungsfreiheit 
in allen Fällen über die extensive Auslegung der all-
gemeinen Gesetze zu untergraben.24 Darüber hi-
naus schließt das Bundesverfassungsgericht auch 
ein zweites Einfallstor, über das die Meinungsfrei-
heit ohne weiteres durch Sondergesetzgebung ein-
geschränkt werden könnte: Die persönliche Ehre. 
Dadurch wären der Gesetzgeber und schließlich die 

Anzeige
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Gerichte in der Lage, durch einfachste Abwägung, 
ohne das Erfordernis einer besonderen Schranke 
eines der höchsten Grundrechte in der Bundes-
republik einzuschränken. Aus dieser Sicht stellt 
das Urteil ganz klar keine willkürliche Verkürzung, 
sondern eine Stärkung der Meinungsfreiheit im All-
gemeinen dar.

Epilog – Die Nachwehen des 
Historikerstreits und Totalitaris
mustheorien

Unter einigen Kommentierungen der Entschei-
dung wurde kritisiert, dass das Gesetz lediglich die 
Rechtsextremisten ins Visier nimmt, nicht jedoch 

auch die Linksextremisten und so z. B. auch eine 
Affirmation der stalinistischen Diktatur nicht un-
ter Strafe stelle.25 Damit wurde indirekt unterstellt, 
dass der Gesetzgeber so das im Diskriminierungs-
verbot verankerte Neutralitätsgebot hätte einhalten 
können, indem er den Tatbestand auch auf Links-
extremismus erstreckt hätte. Das Gesetz wäre so 
politisch neutral, da es sich gegen totalitäre Gewalt- 
und Willkürherrschaft gewandt hätte. Ein Gesetz 
ist aber nicht neutral und damit allgemein, wenn 
es sich gegen zwei Sondernormadressaten richtet. 
Denn der Begriff des »Totalitarismus« ist bis heute 
zu unbestimmt und hat daher (erst recht) in Straf-
gesetzen nichts zu suchen. So hat sich der Diskurs 
bisher in großem Maße darauf beschränkt, den Hit-
ler-Nationalsozialismus mit dem Stalin-Bolsche-
wismus zu vergleichen und so zu relativieren, was 
im Zusammenhang mit der deutschen Vergangen-
heitsbewältigung in dem von Ernst Nolte 1986 ent-
fachten Historikerstreit26 gipfelte und noch bis 
heute fortgesetzt wird.27 Nolte verglich dabei die 
deutschen Konzentrationslager mit den sowjeti-
schen Gulags und bezeichnete den Holocaust als 
»asiatische Tat«. Das Bundesverfassungsgericht be-
zieht in dem Wunsiedel-Urteil – bewusst oder un-
bewusst – Stellung hierzu:

»Das menschenverachtende Regime dieser Zeit, das 
über Europa und die Welt in unermesslichem Aus-
maß Leid, Tod und Unterdrückung gebracht hat, 
hat für die verfassungsrechtliche Ordnung der Bun-
desrepublik Deutschland eine gegenbildliche identi-
tätsprägende Bedeutung, die einzigartig ist und al-
lein auf der Grundlage allgemeiner gesetzlicher Be-
stimmungen nicht eingefangen werden kann.«28

Damit stellt es die unvergleichbare Einzigartig-
keit der nationalsozialistischen Verbrechen heraus, 
die eben nicht allgemein sein können. Folglich eine 
klare Absage an Nolte und die konservative Tota-
litarismusforschung. Wenn das Gesetz also die po-
sitive Bezugnahme lediglich auf eine menschenver-
achtende und historisch einmalige Tat unterbinden 
möchte, kann es von vornherein nicht allgemein sein. 
Hätte der Gesetzgeber hingegen auf die Pönalisie-
rung der positiven Bezugnahme zu totalitärer Ge-
walt- und Willkürherrschaft gesetzt, hätte er sich 
sogleich selbst ein Stück weiter in Richtung eines 
totalitären Systems entwickelt, das »politisch ex-
treme«, missliebige Meinungen aus dem Alltag ver-
drängen möchte. Gerade dies garantiert aber die 
Meinungsfreiheit und sollte in der Debatte nicht 
vergessen werden.� ¶

25	Vgl. Michael ZJS 2010, 
S. 155 (164 f.); im An-
satz auch Schae-
fer DöV 2010, S. 379 
(387).

26	Nolte: Vergangenheit, 
die nicht vergehen 
will, FAZ am 6. Juni 
1986.

27	Vgl. Kronenberg: Ge-
rechtigkeit für Ernst 
Nolte, Die Welt am 
24. Juni 2006.

28	BVerfGE 124, 300 
(328).
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